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—— Nr. 4. —— 


(Nr. 3693.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 24. Januar 1853., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
f kaliſchen Vorrechte und des Chauſſeegeld-Erhebungsrechts für den Bau 
und die Unterhaltung der Chauſſeeſtrecke von Dramburg nach Auguſtenhoff. 


. die Straße von Dramburg nach Auguſtenhoff von dem Drambur⸗ 
er Kreiſe vollſtaͤndig ausgebaut und zur Unterhaltung uͤbernommen iſt, beſtimme 
Ich hierdurch, daß die dem gedachten Kreiſe durch Meinen Erlaß vom 28. 
Juli pr. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1852. S. 539.) in Beziehung auf die Chauſſee⸗ 
bauten von Auguſtenhoff nach Wangerin und von Dramburg nach Falkenburg 
eingeraͤumten Befugniſſe auch auf die Chauſſeeſtrecke von Dramburg nach 
Auguſtenhoff Anwendung finden ſollen. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur. öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 


Berlin, den 24. Januar 1853, 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bo del ſchwingh. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 


und den Finanzminiſter. 


Daprzang 4883. (Nr. 3693-369 .) 8 (Nr. 3694.) 
Ausgegeben zu Berlin den 2. März 1853, 


(Nr. 3694.) Bekanntmachung, betreffend den Beitritt der Herzoglichen Regierungen von 
Anhalt-Deſſau mit Coͤthen und von Anhalt-Bernburg zu dem Vertrage 
zwiſchen Preußen und Großbritannien wegen gegenſeitigen Schutzes der 
Autorenrechte gegen Nachdruck und unbefugte Nachbildung vom 13. Mai 
1846. Vom 12. Februar 1853. 


Mi Bezug auf Art. VIII. des Vertrages zwiſchen Preußen und Großbritan⸗ 
nien wegen gegenſeitigen Schutzes der Autorenrechte gegen Nachdruck und un⸗ 
befugte Nachbildung vom 13. Mai 1846, (Geſetz-Sammlung S. 343 — 350.) 
wird hierdurch bekannt gemacht, daß die Regierungen der Herzogthuͤmer Anhalt 
Deſſau mit Coͤthen, und Anhalt-Bernburg ihren Beitritt zu dem gedachten 


Vertrage unter dem 8. d. M. bewirkt haben, mit der Maaßgabe, daß der 


Vertrag für die Anhaltiniſchen Herzogthͤmer vom 1. April d. J. ab in Kraft 
treten, und der Anſpruch auf geſetzlichen Kg Ba den dortſeitigen Staatsge— 
bieten (Art. II. des Vertrages) für Britiſche erke von ihrer Eintragung in 
das hieſelbſt bei dem Königlichen Miniſterium der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 


Medizinal⸗Angelegenheiten geführte Verzeichniß, resp. von der ebendaſelbſt ge⸗ 


ar Niederlegung eines Exemplares des betreffenden Werkes abhaͤngig 
ein ſoll. 


Berlin, den 12. Februar 1853. 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


v. Manteuffel. 


— 


(Nr, 3695.) 
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(Nr. 3695.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Februar 1853., betreffend die Ausdehnung des 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Unternehmens auf die Anlage 
und Benutzung einer Eiſenbahn von Schweidnitz nach Reichenbach. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 6. d. M. will Ich dem Vor⸗ 
haben der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft, ihr Unterneh⸗ 
men auf die Anlage und Benutzung einer Eiſenbahn von Schweidnitz nach Rei⸗ 
chenbach im Anſchluſſe an die von Koͤnigszelt nach Schweidnitz führende Sei⸗ 
tenbahn auszudehnen, Meine landesherrliche e hiedurch ertheilen. 
Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 
mungen vom 3. November 1838, (Geſetz-Sammlung für 1838. Seite 505.) 
ergangenen allgemeinen Vorſchriften, namentlich diejenigen tiber die Expropria⸗ 
tion, ſowie die Verordnung vom 21. Dezember 1846., die bei dem Bau von 
Eiſenbahnen beſchaͤftigten Handarbeiter betreffend (Geſetz-Sammlung fuͤr 1847. 
S. 21.), auf die neue ae Anwendung finden ſollen. N 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 


Charlottenburg, den 14. Februar 1853. 
Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 26933696.) 8* (Nr. 3696.) 


— 


(Nr. 3696.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den fünften Nachtrag zu dem Statute der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗ Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 14. Fe⸗ 
bruar 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 

Nachdem die Breslau-Schweidnitz-Freiburger-Eiſenbahn-Geſellſchaft in 
den General⸗Verſammlungen vom 4. Mai und 20, Dezember 1852. beſchloſſen 
hat, ihr Unternehmen auf die Herſtellung einer Zweigbahn von Schweidnitz 
nach Reichenbach auszudehnen, ſowie den anliegenden Nachtrag zu dem von 

5 Uns unterm 10. Februar 1843. beſtaͤtigten Statute zu errichten, und Wir zu 
der beabſichtigten Bahnanlage Unſere Genehmigung ertheilt haben, wollen 
Wir den vorerwaͤhnten Nachtrag zu dem Statute der Geſellſchaft, da ſich gegen 
denſelben nichts zu erinnern gefunden hat, hierdurch landesherrlich beftärigen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem beſtaͤtigten Statut-Nachtrage 
durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. Februar 1853. N 


218 8 Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Fünfter Nachtrag 
zu f 


dem Statute der Breslau - Schweidniß - Freiburger 
Eifenbahn = Gefellichaft. 


U H. * 

Das Unternehmen der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Ge⸗ 
ſellſchaft wird auf die Weiterfuͤhrung der nach Schweidnitz fuͤhrenden Fluͤgel⸗ 
bahn durch die Errichtung der Bahnſtrecke zwiſchen Schweidnitz und Reichen: 
bach ausgedehnt. Die ſpezielle Richtung dieſer Bahn wird unter Genehmigung 
des Staats von dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft feſtgeſtellt werden. 


H. 2. 


„Das zur Ausführung und vollſtaͤndigen Ausruͤſtung dieſer Bahn erfor⸗ 
derliche Koſtenkapital wird auf Hoͤhe von „Achtmal Hunderttauſend 
Thaler Preußiſch Kurant“ feſtgeſetzt. 

§. 3. 


$. 3. 


Die Beſchaffung dieſes Kapitals von 800,000 Rthlrn. erfolgt durch Aus⸗ 
gabe von 8000 Stuck Prioritäts-Obligationen, jede uͤber Einhundert Thaler 
autend. Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiſſion, ſowie 
Verzinſung und Amortiſation dieſer Obligationen erfolgt, werden durch ein 
beſonderes Allerhoͤchſtes Privilegium feſtgeſetzt. 


ie 
Die Breslau= Schweidnig = Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft übernimmt 
von jetzt ab die Verpflichtung: 


a) in den Tarifen, ſowohl für den Perſonen- als den Vieh- und Güter: 
verkehr, ohne miniſterielle Genehmigung keine Aenderungen vorzunehmen; 

b) vor definitiver Feſtſtellung und Anweiſung der Dividenden ſtets den Nach: 
weis vorzulegen, daß ſolche den geſetzlichen und ſtatutengemaͤßen Beſtim⸗ 
mungen entfprechend bemeſſen ſeien; ; 

c) dem Königlichen Handelsminiſterium ſowohl die Feſtſetzung der Fahr: 
pläne, als der Fahrgeſchwindigkeiten zu uͤberlaſſen. 


F. 5. | 


Ebenſo verpflichtet ſich die Breslau - Schweidnig- Freiburger Eiſenbahn⸗ 

Geſellſchaft, auf Verſtaͤrkung des Reſerve- und Erneuerungsfonds Be— 
acht zu nehmen und wegen aller ee aus demſelben nach einem 
von dem Handels miniſterium zu genehmigenden Regulative zu verfahren. 
„ In dieſen Reſerve⸗ und Erneuerungsfonds muß die Geſellſchaft vom 
Jahre 1852. ab jährlich und fo lange bis derſelbe die Höhe von 300,000 Rthlrn. 
erreicht, entweder Ein Prozent des geſammten Anlagekapitals, einſchließlich 
der Anleihen, oder aber doch ſoviel zuruͤcklegen, daß der Kapitalbeſtand des 
Fonds gegen den Abſchluß des vorhergehenden Jahres bis einſchließlich 1857. 
um mindeſtens Zehntauſend Thaler und ſpaͤter um mindeſtens Funfzehntauſend 

aler erhoͤht wird. Die Einlegung eines geringeren Beitrags iſt nur unter 
ſpezieller Genehmigung des Handelsminiſteriums . Sobald der Reſerve⸗ 
und Erneuerungsfonds die Summe von 300,000 Rthlrn. erreicht hat, bedarf 
es nur inſoweit eines ferneren jährlichen Beitrages zu demſelben, als zur Cr: 
haltung des erwaͤhnten Maximalbeſtandes erforderlich iſt „3s 
.. Die auf die $$. 4. und 5, bezuͤglichen Beſtimmungen ſowohl des Haupt⸗ 
Statuts vom 16. Marz 1842., als der bereits Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuten⸗ 
Nachträge gelten daher in dieſer Weiſe für ergänzt resp. abgeändert. 


Ar. 36963697.) (Nr, 3697.) 


* 
(Nr. 3697.) Privilegium wegen Ausgabe von 800,000 Rthlrn. auf den Inhaber lautender 
Prioritaͤts⸗Obligationen der BreslausSchweidniß = Freiburger Eiſenbahn— 
Geſellſchaft. Vom 14. Februar 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem die Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft auf 
Grund der in den Generalverſammlungen vom 4. Mai und 20. Dezember 1852. 
gefaßten Beſchluͤſſe darauf angetragen hat, ihr Behufs des Baues und der 
vollſtaͤndigen Ausruͤſtung einer Zwei bahn von Schweidnitz nach Reichenbach 
die Aufnahme einer Anleihe von achthundert tauſend Thalern durch Ausgabe 
von achttauſend Stuͤck auf den Inhaber lautender und mit vierprozentigen Zins⸗ 
ſcheinen verſehener Prioritaͤts-Obligatlonen zum Betrage von Einhundert Tha⸗ 


lern zu geſtatten, wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des 


Unternehmens und in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausgabe der gedachten Obligationen un⸗ 
ter den nachſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen. 


§. 1. 


Die zu emittirenden Prioritaͤts⸗Obligationen werden in Apoints zu Einhun⸗ 
dert Thalern und in fortlaufenden Nummern von 1 bis 8000 nach dem nachfolgen⸗ 
den Schema Lilt. A. ſtempelfrei ausgefertigt. Jeder Obligation werden Zins⸗ 
kupons auf zehn Jahre und ein Talon zur Erhebung fernerer Kupons nach 
den nachfolgenden Schematen Litt. B. und C. beigegeben. Dieſe Kupons, ſowie 
der Talon, werden alle zehn Jahre zufolge beſonderer Bekanntmachung erneuert. 
Die Prioritaͤts⸗Obligationen, ſowie Kupons und Talons, werden von zwei Mit⸗ 
Aalen des Verwaltungsraths und dem Rendanten unter eichnet. Auf der 

ückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedruckt. 


; . 2. 


Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit vier Prozent jährlich verzinſt und 
die Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli . Jahres in 
Breslau berichtigt. Zinſen von Prioritaͤts⸗Obligationen, deren rhebung inner⸗ 


halb vier Jahren, von dem in dem betreffenden Kupon verzeichneten Zahlungs- 
tage ab, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


g. 3. 
Die Prioritaͤts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation, wozu alljaͤhr⸗ 


lich die Summe von viertauſend Thalern, unter Zuſchlag der durch die einge⸗ 
loͤten Prioritaͤts⸗Obligationen erſparten Zinſen, aus dem Ertrage des Eiſenbahn⸗ 


Unternehmens verwendet wird. Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Obli— 
(. do ga⸗ 


4 


m 0 


gationen erfolgt am 1. Juli jeden Jahres, zuerft im Jahre 1856. Es bleibt 
jedoch der Generalverſammlung der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft vorbehalten, den Amor⸗ 
tiſationsfonds zu verſtaͤrken, und fo die Tilgung der Prioritäts-Obligationen zu 
beſchleunigen. Auch ſteht der Eiſenbahn-Geſellſchaft das Recht zu, außerhalb des 
Amortiſationsverfahrens ſaͤmmtliche alsdann noch vorhandene Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen durch die Öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher Friſt zu kundigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöfen. 
In beiden Fallen bedarf es der Genehmigung des Staats. 

„Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem fuͤr das Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 

men beſtellten Koͤniglichen Kommiſſariate alljaͤhrlich ein Nachweis vorgelegt. 


H. 4. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf die Höhe der darin 
verſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen 
Gläubiger der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft, und haben 
in dieſer Eigenſchaft an dem Geſellſchaftsvermoͤgen ein unbedingtes Vorzugs— 
recht vor den Stammaktien nebſt deren Dividenden. Dagegen bleibt den auf 
Grund des erſten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatute vom 11. Dezember 1843. 
mit Allerhoͤchſter Bewilligung vom 16. Februar 1844. (Geſetz-Sammlung für 
1844, Seite 61.) ausgegebenen 2000 Stuck Prioritaͤts⸗Aktien, ſowie den auf 
Grund des vierten Nachtrages zum Geſellſchaftsſtatute mit Allerhoͤchſter Ges 
nehmigung vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗Sammlung für 1851. Seite 584.) 
ausgegebenen 7000 Stuͤck Prioritäts-Obligationen, das Vorzugsrecht für Ka⸗ 
pital und Zinſen vor den neu auszufertigenden 8000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obliga⸗ 
tionen ausdruͤcklich vorbehalten. 


F. 5. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalsbetraͤge anders, als nach Maͤaßgabe des im 
H. 3. gedachten Amortiſationsplans zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn ein Zahlungstermin laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn Me; A i auf der Eiſenbahn laͤnger als ſechs Monate 
ganz aufhoͤrt; — 

c) a gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schulden halber Exekution voll⸗ 
ſtreckt wird; 

d) wenn Umftände eintreten, die einen Gläubiger nach allgemeinen geſetz— 
lichen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſiſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begründen ; 

e) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


N In den Fällen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Falle ein⸗ 
tritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: 


(Nr. 3697.) zu 


zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 5 

zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu c. bis zum Ablaufe eines Jahres nach Aufhebung der Exekution, 
Am bis zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehört 
aben. N ä 


In dem sub e. gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndigungs⸗ 
frift zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation von 
dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge— 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden 
ſollen. Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind die 
Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und unbe— 
wegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. 

2 


Pr . 6. $ 


So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts-Obligationen eingelöft, 
oder der Einloͤſungsgeldbetrag gerichtlich deponirt ift, darf die Geſellſchaft kei⸗ 
nes ihrer Grundſtuücke, welches zum Bahnkoͤrper gehört, veräußern, auch eine 
weitere Aktien⸗Emittirung oder ein Anleihe-Geſchaͤft nur dann unternehmen, wenn 
den Prioritaͤts-Obligationen, ſowie den früher ausgegebenen Prioritaͤts-Aktien 
und Prioritaͤts-Obligationen, für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor den 
ferner auszugebenden Aktien oder der aufzunehmenden Anleihe vorbehalten und 
geſichert iſt. , a 


8 7. 


Die Nummern der nach den Beſtimmungen des H. 3. zu amortiſirenden 
Obligationen werden jaͤhrlich im April durch das Loos beſtimmt und ſofort 
oͤffentlich bekannt gemacht. 


$. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts-Direktorium in Gegens 
wart zweier vereideter 9 are in einem vierzehn Tage vorher dur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts— 
Obligationen der Zutritt geſtattet wird. 


H. 9. 


Die Auszahlung der Ausgelooften Obligationen erfolgt an dem im $. 3. 
dazu beſtimmten Tage in Breslau von der Geſellſchaftskaſſe nach dem Nomi⸗ 
nalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. 
Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Prioritaͤts-Obligationen 
auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten noch nicht faͤlligen Zinskupons 
einzuliefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung der Kupons verwendet. Die im 

Wege 


— n „ 
* 
* 


B Me 


Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen ſollen in Gegenwart zweier 


vereideter Notare verbrannt, und daß dies geſchehen, durch die öffentlichen 
Blätter bekannt gemacht werden. Die Obligationen aber, welche in Folge der 
Ruͤckforderung (H. 5.) oder Kündigung (H. 3.) außerhalb der Amortiſation ein⸗ 
geloͤſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


§. 10. 


Diejenigen Prioritäͤts-Obligationen, welche ausgelooſt oder gekuͤndigt find, 
und der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blaͤtter ungeachtet nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von 
dem Direktorium der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft all⸗ 
jährlich einmal Öffentlich aufgerufen; gehen fie aber deſſen ungeachtet nicht fpd- 
teſtens binnen Jahresfriſt nach dem letzten Öffentlichen Aufruf zur Realiſation 
ein, ſo erliſcht ein jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellccaaftsvermögen, 
was unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Obligationen von 
dem Direktorium Öffentlich bekannt zu machen iſt. 


. 11. 


Die in den $$. 3., 7., 8., 9. und 10. vorgeſchriebenen öffentlichen Be: 
kanntmachungen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen 
Staatsanzeiger und eine auswaͤrtige Zeitung. 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwartige landesherrliche Priviles 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und mit Unſerem Koͤniglichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung von Seiten des Staats zu ge— 
ben, oder den Rechten Dritter u präͤjudiziren. 

Das gegenwaͤrtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Charlottenburg, den 14. Februar 1853. 
(JL. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 
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Prioritäts⸗Obligation Littr. B. 
der a 


Breslau⸗Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft N 


- K 
Jeder Obligation ſind 20 Ku⸗ . nu Sau Ku 10 Jahren 
ns 10 Jahre beigegeben. erfolgen jedesmal beſondere Be⸗ 
pons auf 10 Jahre eigegeben über 8 ene bangt } 
100 Thaler Preußiſch Kurant. g 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Hoͤhe des obigen Betrages von 
Einhundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßbeit des 
Allerhoͤchſten Privilegiums vom emittirten Kapitale von 
800,000 Thalern Prioritaͤts-Obligationen der Breslau: Schweidniß= Freiburger 
Eiſenbahn-⸗Geſellſchaft. a g 


r 


Der Verwaltungsrat 
der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N) N. N)) 
Der Rendant. 
(N. N.) 


Schema 


Chemie B. 


Erſter Zins-Kupon 


der 


Breslau⸗Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn-Prioritats⸗ 
Obligation Littr. B. 5 


zahlbar am 1. Juli 18 


Inhaber dieſes empfängt am 1. Juli 18.. die Zinſen der oben 
benannten Prioritäts-Obligation über 100 Thaler mit zwei Thaler. 


Breeiss ee 


Der Verwaltungsrath 
der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 
Der Rendant. \ 
N. N. 


Zinſen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von dem in 
dem betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungstage ab nicht 
geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


(Nr, 3697-3698.) a Schema 


Schema ©: 


ee 


zu der 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗Obligation 
„ 


* 


Der Produzent dieſes Talons erhält ohne weitere Prufung ſeiner Legi⸗ 
timation die fuͤr die vorſtehend bezeichnete Prioritaͤts⸗Obligation neu auszufer⸗ 
tigenden Zinskupons fuͤr die naͤchſten zehn Jahre. 

J ee 


Der Verwaltungsrath 
der Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N. N. 


Der Rendant. 
N. N. 
—ũ—ẽ—ẽ — — — 


(Nr. 3698.) Bekanntmachung uͤber den Beitritt der Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerin, 
ſchen Regierung zu dem Vertrage d. d. Gotha den 15. Juli 1851. 


wegen gegenſeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszuweiſenden. 
Vom 26. Februar 1853, 


E. wird hierdurch bekannt gemacht, daß dem Vertrage zwiſchen Preußen 
und mehreren andern Deutſchen Regierungen wegen gegenſeitiger Verpflichtung 
ur Uebernahme der Auszuweiſenden vom 15, Juli 1851. ter Sammlung 
Nabrgann 1851. Seite 711. ff.) in Gemaͤßheit des $. 15. deſſelben 
die Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſche Regierung unter dem 
9. Januar d. & 


| mit der Maaßgabe beigetreten iſt, daß dem 8 eu ehen Mecklenburg⸗ 
N gegenüber die Wirkſamkeit des Vertrages mit dem 1. März d. & 
eginnt. 


Berlin, den 26, Februar 1853, 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
5 v. Manteuffel. ö 


Redigirt im Büreau des Staats » Minifteriums, 


A re 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
ö (Rudolph Geher) 1 


